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Mob fordert Macri heraus
Massive Proteste gegen Rentenreform
Sorge um die Rente oder Lust am Krawall? Demonstranten greifen einen verletzten Polizisten und seine Kollegen an. (Foto: dpa)
Buenos Aires (dpa/AT) - Das Parlament hat begleitet von gewalttätigen Protesten eine Rentenreform verabschiedet, die tiefe Einschnitte bei der Altersversorgung für Millionen Menschen vorsieht. Die nach einer Nachtsitzung am Dienstagmorgen angenommene Gesetzesvorlage der Regierung des liberalen Präsidenten Mauricio Macri soll den Staatshaushalt im kommenden Jahr um 60 Millarden Pesos (2,9 Mrd. Euro) entlasten.
Die Debatte der Parlamentarier wurde von einer mehrstündigen, heftigen Straßenschlacht zwischen Demonstranten und rund tausend Polizisten vor dem Kongressgebäude begleitet. Mindestens 162 Menschen wurden verletzt, darunter 88 Sicherheitskräfte. Die Polizei nahm mindestens 64 Menschen fest, wie die staatliche Nachrichtenagentur Télam nach Angaben des Sicherheitsministeriums der Hauptstadt berichtete. Die Behebung der Schäden nach den Krawallen wird laut dem Ministerium für Umwelt und öffentliche Räume der Stadt Buenos Aires auf 23 Millionen Pesos geschätzt. Erst im September war die Renovierung des Kongressplatzes beendet worden. Damalige Kosten: 59 Millionen Pesos.
In Buenos Aires findet zudem im kommenden Jahr der nächste G20-Gipfel statt - nach Hamburg muss auch hier mit Ausschreitungen gerechnet werden.
„Die Gewalt ist vorsätzlich organisiert worden, um die Sitzung des Parlaments zu verhindern“, sagte Macri am Dienstag auf einer Pressekonferenz. Die Verantwortlichen müssten vor Gericht gebracht werden. Seine Regierung setze sich mit aller Macht dafür ein, die Armut zu bekämpfen, betonte der Präsident.
Mit der Reform soll die Anpassung der Renten nach einem neuen Modell mit anderen Indikatoren berechnet werden. Die Opposition kritisiert, mit der Methode würden die Renten um real mindestens sechs Prozent sinken. Es werde eine Verringerung des hohen Staatshaushaltsdefizits auf Kosten der Rentner angestrebt, während Wirtschaftszweigen wie dem Bergbau und der Landwirtschaft Steuersenkungen gewährt worden seien. Von der Reform sind etwa 17 Millionen Menschen betroffen.
Außerdem eröffnet die Reform den Arbeitnehmern die Möglichkeit, bis zum 70. Lebensjahr zu arbeiten. Das Rentenalter liegt bei 60 Jahren für Frauen und 65 Jahren für Männer. Abgeordnete der Opposition kritisierten, dass von Freiwilligkeit angesichts der niedrigen Renten kaum die Rede sein könne. Rund 1,5 Millionen Rentner beziehen das Mindesteinkommen von 7246 Peso (350 Euro) bei einem Westeuropa vergleichbaren Preisniveau. Das war jedoch in den zwölfeinhalb Jahren Regierung unter Néstor und Cristina Kirchner nicht anders.
Aus Protest gegen das Gesetz hatten die Gewerkschaften zu einem 24-stündigen Generalstreik aufgerufen, der am Montagmittag begann. Die gewalttätigen Proteste begannen, als eine Gruppe von Demonstranten die vor dem Kongress aufgestellten Absperrungen umstieß. Die Polizei wurde mit Molotowcocktails beworfen und sah sich einem Hagel aus Steinen ausgesetzt. Manche Demonstranten waren auch mit Zwillen, Holzstangen und selbstgebauten Mörsern bewaffnet. Die Sicherheitskräfte setzten Wasserwerfer, Tränengas und Gummigeschosse ein.
Das Gesetz wurde dann nach einer 17-stündigen Marathonsitzung in der Deputiertenkammer des Kongresse mit einer Mehrheit von 128 gegen 116 Stimmen am frühen Morgen verabschiedet, dank der Unterstützung mehrerer Oppositionsabgeordneter. Zuvor hatte die konservative Regierung Macris einzelnen Gouverneuren der Provinzen Etatzuschüsse versprochen.
Während der Nacht fanden in zahlreichen Stadtteilen von Buenos Aires spontane Kundgebungen von Bürgern statt, die auf der Straße mit Schlagen auf Töpfen gegen die Rentenreform protestierten; die lautstarken „Cacerolazos“ wurden besonders während der Zeit der Staatspleite 2001 zu einer bekannten Protestform.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Marine-Chef gefeuert
Rund 30 Tage nach dem spurlosen Verschwinden des U-Boots „ARA San Juan“ mit 44 Besatzungsmitgliedern an Bord ist der Chef der argentinischen Marine gefeuert worden. Verteidigungsminister Oscar Aguad habe sich zur Entlassung von Admiral Marcelo Srur entschieden, nachdem immer wieder neue Versionen über das Krisenmanagement der Marine und Ungereimtheiten nach dem Verschwinden des U-Boots publik geworden waren. Die Regierung hat eine Sonderkommission eingesetzt, um die Umstände und das Krisenmanagement bei dem U-Boot-Unglück untersuchen zu lassen. Zuletzt hatte das deutsche Unternehmen Ferrostaal Spekulationen über Unregelmäßigkeiten bei den Aufträgen zur Sanierung des U-Boots zurückgewiesen. Um Kosten zu sparen, erfolgte nach Informationen des Essener Unternehmens auf Wunsch der argentinischen Marine kein vollständiger Austausch der Batterien, sondern lediglich der einzelnen Batteriezellen. Zudem sei der Austausch von der Marine weitgehend eigenständig auf der eigenen Werft Tandanor durchgeführt worden, wurde betont. Das 66 Meter lange Boot war 1983 in Deutschland gebaut worden und später in argentinischen Besitz übergegangen. Es war bei einer Routinefahrt im Südatlantik verschollen.
Große Armut
13,5 Millionen Menschen in Argentinien leben in Armut. Dies geht aus Zahlen hervor, die die Katholische Universität für das dritte Quartal dieses Jahres veröffentlichte. Das entspricht einem Anteil von insgesamt 31,4 Prozent an der Gesamtbevölkerung. 2,5 Millionen Menschen davon befinden sich sogar in einer Situation extremer Armut, wie die Studie darlegt. Das sind 5,9 Prozent der Menschen im Land. Besonders alarmierend ist, dass 48 Prozent der Kinder im Alter bis zu 14 Jahren von Armut betroffen sind. In absoluten Zahlen sind es 5,2 Millionen. 1,07 Millionen (10 Prozent) müssen gar in extremer Armut leben. Darunter versteht man Familien, die nicht in der Lage sind, aus eigener Kraft für das Lebensnotwendige zu sorgen. Extreme Armut betrifft rund 17,5 Prozent der Arbeiter in prekären Beschäftigungsverhältnissen. 13,5 Prozent der Menschen, die in den Elendsvierteln („Villas“) leben, gelten ebenfalls als extrem arm. Von den städtischen Zonen im Land ist der Großraum Buenos Aires besonders von Armut (insgesamt 37,4 %) betroffen, 7,9 Prozent befinden sich in extremer Armut. In der Hauptstadt betragen die entsprechenden Werte 8,5 bzw. 2,7 Prozent. Vom Ziel der „Null Armut“, das Präsident Mauricio Macri bei den Wahlen 2015 ausgegeben hatte, ist die Regierung noch sehr weit entfernt.
Biopark geplant
Zu einer grünen Oase in Großstadtnähe soll das Areal der einstigen Mülldeponie Villa Domínico umgestaltet werden. Dies sieht der Entwurf vor, der beim Gestaltungswettbewerb der Müllentsorgungsgesellschaft CEAMSE den ersten Platz gewonnen hat. Der Vorschlag der Architekten Raúl Allegrotti, Roberto Colombo und Luciano Dimaio beinhaltet einen Metropol-Biopark mit Wald, Bauernhof mit Tieren, Flächen für erneuerbare Energien, Aussichtspunkte zum Río de la Plata sowie ein Labyrinth aus Drahtschotterkästen und recycelten Gegenständen. Auf diese Weise sollen 343 der 400 Hektar der 2004 geschlossenen Deponie, genutzt werden. Das Gebiet, in dessen Boden Müll lagert, wird begrenzt von der Autobahn Buenos Aires / La Plata und dem Río de la Plata sowie dem Kanal Santo Domingo und der Trinkwasseraufbereitungsanlage AySA. Um mit dem Auto von der Hauptstadt zu dem Areal zu gelangen, braucht man zirka zehn Minuten.
Neue Austauschprojekte
Am Deutsch-Argentinischen Hochschulzentrum (DAHZ) sind erst vor wenigen Wochen zehn neue Anbahnungsprojekte für binationale Studiengänge mit Doppelabschluss auf den Weg gebracht worden (wir berichteten). Nun wurden zudem vier neue Projekte in der zweiten Förderlinie Ingenieuraustausch (I. DEAR) beschlossen, wie Daniel Zimmermann, der Leiter des DAHZ auf deutscher Seite, informierte. Dabei handelt es sich um folgende Angebote: „Exchange of Students in Electric Engineering” der Universitäten Siegen und San Juan, „Academic Exchange in Civil and Environmental Engineering” der Universitäten Kassel und Cuyo (Mendoza), „International Exchange Project in Civil Engineering“ der Technischen Hochschule Regensburg und der Nationaluniversität Santiago del Estero sowie „I.DEAR Materials” der Universitäten Saarbrücken und Mar del Plata. Das I.DEAR Programm ist ein bilaterales Programm zur Förderung von Austauschprojekten zwischen Deutschland und Argentinien für ingenieurwissenschaftliche Studiengänge. Zielsetzung ist die Zusammenarbeit zwischen deutschen und argentinischen Hochschulen im Bereich der Ingenieurwissenschaften durch den Austausch von Studierenden, Dozenten und Wissenschaftlern zu stärken. (AT/mc/dpa)
Meinung
Die Gewaltausbrüche waren nicht spontan
Von Juan Alemann
Am Donnerstag der Vorwoche entartete eine normale Sitzung der Deputiertenkammer in einen Kampf zwischen Deputierten, an dem auch gewalttätige Personen teilnahmen, die im Kongress eingedrungen waren, ohne dass dies verhindert werden konnte. Erst am Montag dieser Woche wurden Vorkehrungen getroffen, damit sich dies nicht wiederholt.
Gleichzeitig sammelten sich, sowohl am Donnerstag der Vorwoche wie letzten Montag viele junge Menschen auf dem Kongressplatz und der Umgebung, die alles mögliche zerstörten, die Sicherheitskräfte mit Steinen angriffen und viele Polizisten und Gendarmen schwer verletzten. Auch wurden Geschäfte verschiedener Art geplündert, Autos verbrannt und unschuldige Menschen verprügelt. Diese Randalierer waren keine Rentner und keine normalen Arbeiter, sondern Verbrecher. Der Versuch, die Deputierten einzuschüchtern musste scheitern, weil diese sonst das demokratische System aufgegeben hätten. Doch der Sinn des Aufruhrs ging über dies hinaus: Es war ein direkter Angriff auf die Regierung.
Diese gewalttätigen Kundgebungen waren nicht spontan. Auf der “9 de Julio” konnte man an beiden Tagen eine lange Schlange von Omnibussen sehen, auch von Kombis, mit der viele Menschen von weither ins Stadtzentrum gebracht wurden. Das kostet viel Geld, wobei die meisten Beteiligten auch bezahlt wurden. Man kann davon ausgehen, dass dies pro Tag über eine Million Pesos gekostet hat. Die Parteien und Organisationen, die mit Fahnen auftraten, können diese Summe gewiss nicht aufbringen.
Nur Cristina Kirchner ist in der Lage, dies zu finanzieren. Sie hat ein großes persönliches Vermögen und kann es sich leisten, Millionen Dollar auszugeben, um den Eindruck zu erwecken, dass sich das Land in einer chaotischen Situation befindet, die ihre These rechtfertigt, dass die Wirtschaftspolitik von Macri sich nur mit Unterdrückung der Andersdenkenden durchführen lässt.
Die Kundgebung der Vorwoche war nur eine von vielen. Kurz vorher waren viele Menschen auf die Straße gegangen, um gegen die Konferenz der Welthandelsorganisation zu protestieren, die in Puerto Madero tagte. All diese Menschen wissen nicht einmal, was dieses internationale Amt ist. Abgesehen davon finden ständig Kundgebungen statt, bei denen kaum jemand weiß, weswegen protestiert wird, die Beteiligten oft auch nicht. Der gemeinsamer Nenner ist in allen Fällen die Präsenz extrem linker Parteien (also im Wesen Kommunisten) und revolutionärer Gruppen, wie Quebracho, die an die ehemalige Terroristenorganisation Montoneros anschließt, und mehrere andere, die angeben, bestimmte Gruppen von Armen zu vertreten. Hinzu kommen noch Kirchner-Anhänger, besonders von der Stoßtruppe “La Cámpora”, die im Kirchnerismus eine ähnliche Rolle spielt, wie einst die SA (Sturmabteilung) bei Hitler. Was all diese kleinen Parteien und Gruppen gemeinsam haben, ist dass sie keine Wahlen gewinnen, wobei auch die kommunistische Ideologie, die sie predigen, in der heutigen Welt wirklichkeitsfremd erscheint.
Dieses organisierte Chaos hat nur Sinn, wenn das Ziel darin besteht, die Regierung mit Gewalt zu erobern, wie es Fidel Castro 1959 gelungen ist. Dann übernehmen diejenigen, die das Chaos organisiert und finanziert haben, die Regierung mit Maschinengewehren in der Hand, und rechtfertigen dies, mit Hinweis auf einem unhaltbaren sozialen Zustand. Für Cristina hören dann die bösen und gut fundierten Prozesse auf, was für sie an erster Stelle stehen dürfte.
Meinung
Im Blickfeld: Sechs Tage im Januar
Von Stefan Kuhn
Für die Deutschen ist das fast schon ein kleines Weihnachtsgeschenk. CDU/CSU und SPD wollen die Bürger nicht so lange quälen wie die „Jamaika“-Sondierer und nach Vorgesprächen vom 7. bis 12. Januar entscheiden, ob sie ihren Parteigremien die Aufnahme von Koalitionsgesprächen empfehlen. Läuft das alles glatt, könnte Deutschland bis Ostern eine neue Regierung haben.
Von diesen sechs Tagen im Januar wird viel abhängen, denn die SPD will „ergebnisoffene“ Verhandlungen. Die Partei hatte selbst nach dem Scheitern der „Jamaika“-Sondierungen eine Neuauflage der großen Koalition ausgeschlossen und erst nach einem Rapport beim Bundespräsidenten wenigstens Gesprächen mit den Unionsparteien zugestimmt. Frank-Walter Steinmeier, dessen SPD-Mitgliedschaft während der Amtszeit ruht, hatte seine Ex-Genossen an ihre Verantwortung gegenüber dem Land erinnert. Jetzt wurden „ergebnisoffene“ Sondierungsgespräche angekündigt.
Das Wörtchen ist natürlich eine Nebelkerze. Dass Sondierungsgespräche immer ergebnisoffen sind, hat zuvor die FDP eindrucksvoll demonstriert. Sie haben Vorverhandlungen mit CDU/CSU und Grünen verlassen. „Jamaika“-Aus wurde in Deutschland zum „Wort des Jahres“ gekürt. Natürlich meinen die Sozialdemokraten mit „ergebnisoffen“ etwas anderes. Man will mit der Union auch über andere Möglichkeiten wie die Tolerierung einer CDU/CSU-Minderheitsregierung oder einer „KoKo“ reden. Letzteres steht für „kooperative Koalition“ und bedeutet, dass man sich auf ein Kernprogramm einigt und strittige Fragen dem Parlament zur freien Entscheidung überlässt.
Dafür spricht viel. Herzensangelegenheiten der Koalitionspartner, über die sich die Regierungsparteien nicht einig sind, würden nicht auf Eis gelegt, sondern könnten mit wechselnden Mehrheiten im Bundestag durchgesetzt werden. Das Parlament würde aufgewertet, und die Regierungsparteien könnten ein eigenständiges Profil gewinnen. Zudem hätte diese Modell den Vorteil, dass es stabiler als eine Minderheitsregierung ist, und die SPD Ministerposten an ihr Spitzenpersonal verteilen könnte.
Völlig unverständlich ist, warum die Unionsparteien dieses Modell ausschließen. Im Prinzip haben nur sie eine Chance, Gesetze ohne die SPD zu verabschieden. Natürlich nicht mit der rechtspopulistischen AfD, das wäre wohl ein Scheidungsgrund für die Sozialdemokraten und würde von der Wählerschaft kaum positiv aufgenommen werden. Aber zwischen CDU/CSU, der FDP und den Grünen gab es in den Sondierungsgesprächen einige Berührungspunkte. Viel wichtiger ist allerdings, dass die SPD keine eigenen Gesetzesprojekte durchsetzen könnte. Mit den Grünen und der Linken gibt es keine Mehrheit, und für die Liberalen stellen die Sozis ein größeres Feindbild dar als die AfD.
Vom Tisch ist die KoKo noch nicht, denn sie würde eigentlich nur bedeuten, dass die Sozialdemokraten in der Regierung ein bisschen Opposition spielen und ihr Profil schärfen dürfen. Und dies ebenso effektlos wie als wirkliche Oppositionspartei. Vermutlich dürfte auch Angela Merkel diese Zwitterlösung einer Minderheitsregierung vorziehen. Durch sie würden wichtige politische Themen wie Europa, Renten, Mieten oder Digitalisierung festgezurrt. Vor allem aber wäre der Bundeshaushalt gesichert.
Um eine Minderheitsregierung wird es in den sechs Tagen im Januar wohl nicht mehr gehen. Sie ist weitaus mehr utopisch als alle anderen Modelle. Die Bundeskanzlerin lehnt sie ab, und die SPD hat sie seit der KoKo-Idee wohl nur noch pro forma auf der Tagesordnung. Natürlich könnten die Sozialdemokraten Merkel am Nasenring durch die Manege ziehen, ihr für die Zustimmung zu Gesetzesprojekten weitreichende Zugeständnisse abringen. Aber sie hätten am Ende ein ähnliches Problem wie in der großen Koalition. Für unliebsame Entscheidungen werden sie mitverantwortlich gemacht, Erfolge heimst die Kanzlerin ein. Eine Minderheitsregierung wäre eine Regierung auf Zeit. Für sie plädieren hauptsächlich Kreise, vor allem in der CDU und der Wirtschaft, die Angela Merkel loswerden wollen. Kein Wunder, dass die Kanzlerin dieses Modell ablehnt.
Neuwahlen sind tabu. Sie brächten derzeit nur den Grünen und der AfD Vorteile. CDU und CSU dürften ihr Ergebnis vom September wohl halten, die SPD würde wohl ähnlich wie die FDP für ihre Verweigerungshaltung bestraft. Die FDP mit Recht. Schließlich ist die Partei angetreten, um die deutsche Politik zu verändern. Sie hat diese Chance ohne Not vertan. Die SPD dagegen hat die logische Konsequenz aus dem Urnengang gezogen. Die große Koalition wurde bei den Bundestagswahlen abgestraft, man muss Konsequenzen aus dem Wählervotum ziehen. An der Ausgangslage hat sich nichts geändert, aber wenn die SPD die Sondierungsgespräche platzen lässt, steht sie vor dem selben Problem wie die FDP: Warum soll man Parteien wählen, die nicht bereit sind, Regierungsverantwortung zu übernehmen?
Nach den sechstägigen Sondierungsgesprächen Anfang Januar wird es wohl zu Koalitionsverhandlungen kommen. Die Parteigremien dürften das auch absegnen. Die weitaus größere Hürde ist die Mitgliederbefragung über den Koalitionsvertrag bei der SPD. Bei deren Basis rumort es immer noch gewaltig.
Meinung
Randglossen
Das Jahr 2017 neigt seinem Ende zu. Der Sommer hat mit dem üblichen Donnerwetter begonnen, dessen Regenwasser die Aussichten der bevorstehenden Ernten von Weizen, Mais und Sonnenblumen verbessert. Das hilft der Konjunktur, die schon im Gang ist, aber hindert freilich die Randalierer nicht daran, auf den Straßen der Hauptstadt gegen die Internationale Handelskommission zu protestieren, die ihre diesjährige Tagung in Buenos Aires abhielt. Die Randalierer haben keine Ahnung, worum es dabei geht, aber sie protestieren trotzdem und verschlimmern den ohnehin überlasteten Straßenverkehr im Stadtzentrum. Leidtragende sind wie üblich unbeteiligte Menschen, die von den Randalieren und ihren Straßenkundgebungen belästigt werden. Wie gehabt.
Österreichs 31-jähriger Bundeskanzler Sebastian Kurz hat die Gnade der späten Geburt. In seiner steilen politischen Karriere hatte er kaum Zeit für extremistische Eskapaden, geschweige denn für Mädchen. Sein Vize Heinz-Christian Strache (48) von der rechtspopulistischen FPÖ hat dagegen so manches auf dem Kerbholz. Er war in der österreichischen Neonaziszene unterwegs und bei seinen Exkursionen nach Deutschland schon zwei mal in Polizeihaft. Das waren Jugendsünden, von denen im Regierungsprogramm der blau-schwarzen Koalition nichts mehr sichtbar ist. Im Gegenteil: Die neue Regierung bekennt sich zur österreichischen Mitverantwortung am Holocaust. Sie steht zu Europa und will Vermittler zwischen Ost und West sein. Man sollte Strache seine Jugendsünden vergeben, vergessen sollte man sie nicht. Wer weiß, ob der Wolf seinen Schafspelz nicht bald abstreift.
Das war ein bisschen fantasielos. „Jamaika-Aus“ ist in Deutschland zum „Wort des Jahres“ gekürt worden. „Italien-Aus“ wäre besser gewesen, denn dieser Begriff drückt mehr aus als das simple Scheitern von Vorgesprächen über eventuelle Koalitionsverhandlungen. „Italien-Aus“ impliziert Schadenfreude, Genugtuung, Erleichterung und Krokodilstränen über die Nicht-Teilnahme des viermaligen Weltmeisters bei der Fußball-WM im kommenden Jahr in Russland. Wenn man schon das Trauerspiel um den deutschen Regierungsbildungsfindungsprozess würdigen hätte wollen wäre das Verb „lindnern“ besser gewesen. Es beschreibt „die Absage einer gemeinsam geplanten Gruppenaktivität zum letztmöglichen Zeitpunkt“, also das vom FDP-Chef Christian Lindner initiierte „Jamaika-Aus“.
Wirtschaft
Abschaffung von Sonderrentensystemen in der Provinz Buenos Aires
Die Deputiertenkammer der Provinz Buenos Aires hat in einer Sitzung und ohne viel Diskussion das Gesetzesprojekt über die Erhöhung des Pensionierungalters für die Angestellten der Provinzbank (BAPRO) und die Abschaffung des Sondersystems für den Gouverneur und Vizegouverneur, sowie die Minister, Staatssekretäre und Parlamentarier, angenommen, und der Senat hat das Projekt danach sofort verabschiedet. Es war ein großer politischer Triumph für die Gouverneurin María Eugenia Vidal, und es handelt sich außerdem um einen entscheidenden Fortschritt bei der Ordnung der Staatsfinanzen der Provinz und der Durchsetzung der Vernunft. Es war auch eine klare Absage gegenüber der Demagogie.
Der Provinzstaat soll dabei in Zukunft bis zu $ 5 Mrd. pro Jahr sparen. Aber außerdem werden hier irritierende Privilegien abgeschafft. In diesem Fall war die parlamentarische Diskussion friedlich, und es gab keine Gewaltausbrüche. Nur die Gewerkschaft der Bankangestellten hat einen Streik bei der Provinzbank verfügt, der zwar unmittelbar großen Schaden verursacht, aber schließlich nichts ändert.
Die Angestellten der BAPRO konnten bisher mit 57 Jahren in Pension gehen. Vor einigen Jahren waren es 50. Das war vor über einem halben Jahrhundert so bestimmt worden, und wurde beibehalten, obwohl kein Grund für diese Vorzugsbehandlung gegenüber anderen Bankangestellten bestand. Der Übergang auf 65 Jahre, bzw. 60 bei Frauen, erfolgt schrittweise, so dass er erst 2028 vollendet ist. Die Pension wird jetzt nicht mehr auf das höchste Gehalt der letzten 10 Jahre bezogen, sondern auf den (wertberichtigten) Durchschnitt des Jahrzehnts. Das ergibt weniger.
Die Pensionskasse der BAPRO hat über 15.000 Rentner, aber nur ca. 10.000 Beitragende. Das Defizit beträgt $ 5,5 Mrd. im Jahr, mit zunehmender Tendenz. Die Pensionen sind sehr großzügig: sie gehen von $ 45.000 bis $ 150.000 monatlich. Angeblich soll jetzt die Bank das Defizit tragen, das bisher die Provinzkasse belastet hat. Doch der gesamte Gewinn der Bank liegt unter dem Defizit, so dass zwangsweise eine Übergangslösung bestehen muss.
Für den Gouverneur und die anderen politische Beamten gilt jetzt auch das allgemeine Pensionierungssystem. Sie können somit nicht mehr vor ihrem 65, bz. 60 Jahr, in Pension gehen und dabei einen Betrag beziehen, der sich nur auf ihre Tätigkeit in der Regierung oder im Parlament bezieht. Dass Deputierten und Senatoren der Provinz dies angenommen haben, ist erstaunlich. Indessen kann man bei der Durchführung des neuen Provinzgesetzes eventuell noch Mogeleien erwarten.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 18,06, 2,32% über der Vorwoche und 11,69% über Ende Dezember 2016. Die ZB-Reserven lagen bei u$s 56,09 Mrd, gegen u$s 55,95 Mrd. eine Woche zuvor. Der Rofex-Terminkurs lag zum 30.11.2018 bei $ 21,60, was einen Jahreszinssatz von 24,37% zum Ausdruck bringt.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch eine Zunahme von 3,83%, und in diesem Jahr eine von 65,91%.
***
Die argentinischen Staatsbonds weisen in einer Woche zum Mittwoch eine leichte Hausse auf. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt: Argentina 2019: +0,10; Argentina 2021: +0,05%; Argentina 2026: +0,27%; Argentina 2046: +0,04%; Bonar 2024: +0,99%.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 401,94 je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 574,20.
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen beider ZB) stieg in 12 Monaten zum 18.12.17 um 25,25%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weitreren Sinn bezieht, nahm um 31,30% zu.
***
Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten zum 18.12.17 um 23,16% auf $ 1,95 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 42,14% auf $ 1,37 Bio. zu. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 25,55% auf u$s 31 Mrd., und die Dollarkredite um 61,04% auf u$s 15,02 Mrd.
***
Die Finanzen des Bundesstaates schlossen im November 2017 mit einem primären Defizit (ohne Zinsen) von $ 29,66 Mrd., 123% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet das Schatzamt. Das echte Defizit (als “finanziell” bzeichnet, weil es Zinsen einschließt) erreichte im November $ 46,02 Mrd, 131,7% über dem Vorjahr. Die Zinsen machten von diesem Betrag $ 16,36 Mrd. aus. In 11 Monaten 2017 lag das primäre Defizit bei $ 284,53%, fast gleich viel wie im Vorjahr, und stellt 2,8% des BIP dar, 0,7 Prozentpunkte weniger als im Vorjahr. Das echte Defizit lag in 11 Monaten 2017 bei $478,94 Mrd., 22,5% über dem Vorjahr. Die Zinsen machten von diesem Betrag $ 194,41 Mrd. aus, 83,1% über dem Vorjahr. Im November lagen die Einnahmen des Schatzamtes mit $ 172,62 Mrd. um 18,4% über dem Vorjahr. Die geringe Zunhme ist darauf zurückzuführen, dass November 2016 durch die Weißwaschung beeinflusst wurde. Die primären Ausgaben lagen im November bei $ 202,23 Mrd., 27,2% über dem Vorjahr.
***
Das Bruttoinlandsprodukt lag im 3. Quartal 2017 um 4,2% über dem gleichen Vorjahresquartal, berichtet das INDEC. Die ersten 9 Monaten liegen somit um 2,5% über dem Vorjahr, bei steigender Tendenz, so dass für ganz 2017 ein Plus von 3% erwartet wird. Die Novemberzunahme teilt sich folgendermaßen auf die einzelnen Branchen auf: Landwirtschaft: +2,9%; Fischerei:+13,2%; Bergbau: -3,3%; Industrie: +4,1%; Strom, Gas und Wasser:-1,9%; Bauwirtschaft: +12,8%; Handel: +3,6%; Hotels und Restaurants: +2,7%; Transport und Telefonie:+2,1%; Finanzen:+6,8%; Immobilienmakler:+4,8%; Gesundheitsdienste u.a.:+1,9%. Die Investitionen lagen um 13,9% über dem Vorjahr, und der private Konsum stieg interannuell um 4,2%, der öffentlich hingegen nur um 1,8%.
***
Die AFIP fordert vom K-Unternehmer Cristóbal López, der diese Woche verhaftet wurde, einen Betrag von ca. $ 17 Mrd. Der Betrag der für Rechnung der AFIP von der Firma Oil Combustibles einbehaltenen und nicht sofort abgeführten Brennstoffsteuer betrug ursprünglich $ 8 Mrd. (damals gleich u$s 1 Mrd.), steigt jedoch mit Zinsen und Bussen jetzt fast auf den ursprünglichen Dollarwert. In diesem Fall kann die AFIP keine Ratenzahlung gewähren, weil der Betrag nicht in das Vermögen von Oil Combustibles eingeschlossen war. Dass der damalige AFIP-Direktor Ricardo Echegaray die Ratenzahlung auf Anweisung von Cristina K. gewährte, ist eine schwere Verletzung der Rechtsordnung, weshalb auch er mit einer Haftstrafe rechnen kann. Das Problem, das sich jetzt stellt, besteht darin, dass der Verkauf sämtlicher Unternehmen von Cristóbal López, die im Indalo-Holding zusammengefasst sind, nicht ausreicht, um die genannte Schuld zu zahlen, wobei AFIP-Direktor Alberto Abad keine legale Möglichkeit hat, einer Kompromisslösung zuzustimmen.
***
Die Zahl der schwarz beschäftigen Arbeitnehmer lag per Ende des 3. Quartals 2017 bei 4,7 Mio., berichtet das INDEC. Dies macht 34,4% der gesamten Beschäftigten im Abhängigkeitsverhältnis aus, gegen 33,8% ein Jahr zuvor. Der Anteil der Schwarzarbeit an der Beschäftigung ist besonders im Nordwesten hoch, mit 45,7% in Salta, 43,7% in Tucumán und 42,7% in Santiago del Estero. Hingegen liegt er in der Stadt Buenos Aires bei 23,6% (Vorjahr: 20,8), und in Patgonien noch niedriger. Zu diesen Schwarzarbeitrn kommen noch die viele Selbstständigen hinzu, die weder Steuern noch Sozialasten zahlen.
***
Das Landwirtschaftsministerium und das Amt für Staatseinnahmen AFIP haben gemeinsam mitgeteilt, dass die bestehenden Papierformulare, die beim Getreide- und Ölsaathandel und in anderen Fällen verwendet werden, abgeschafft und durch Internet-Übertragungen ersetzt werden. Auch das sogenannte Buch über Bestände von Getreide und Ölsaat und das Formular 14 (das sich auf die Bestände in Lagerhäusern bezieht) wurden abgeschafft.
***
Im 3. Quartal 2917 lag die Arbeitslosigkeit bei 8,3% der aktiven Bevölkerung, gegen 8,5% in der gleichen Vorjahresperiode, teilt das INDEC mit. Die beschäftigte Bevölkerung erreichte dabei 42,4% der Gesamtbevölkerung, gegen 41,1% im Vorjahr. Im 3. Quartal 2017 wurden im Vergleich zum gleichen Vorjahresquartal 207.000 zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen. Im 3. Quartal 2017 war die Arbeitslosigkeit in den 24 Bezirken der Umgebung der Bundeshauptstadt mit 10,3% höher als der landesweite Durchschnitt. Am niedrigsten war die Arbeitslosigkeit im Nordosten (Provinzen Chaco, Formosa, Corrientes und Misiones) mit 3,6%, gefolgt von Patagonien mit 5,5%, der Cuyo Gegend mit 5,6%, und dem Nordwesten (Santiago del Estero, Catamarca, Las Rioja, Jujuy, Salta und Tucumán) mit 6,7%. In der Mitte liegen die pampeanische Gegend mit 7,7% und die Bundeshauptstadt mit 7,3%.
***
Die Tarife für Mobiltelefone werden ab Januar angehoben. Claro erhöht sie ab 8. Januar um 12,5%, Personal ab 5. Februar um 12% und Movistar ab Februar um 12,4%. In Argentinien bestehen insgesamt an die 60 Mio. Verbindungen von Mobiltelefonen,
***
Der Zugang zum Internet-Dienst erreichte im Juli 17,38 Mio. Einzelverbindungen (Haushalte und Unternehmen), 0,5% mehr ein Jahr zuvor, teilt das INDEC mit. Die Internet-Dichte ist sehr groß, was dazu führt, dass Internet zunehmend verwendet wird, nicht nur al Ersatz für Briefe, sondern auch für Amtsschritte.
***
Die Regierung hat den beweglichen Exportzoll auf Biodieselöl und Ethanol auf Alkoholbasis auf Antrag der US-Regierung abgeschafft und durch einen festen Satz von 8% ersetzt. Jetzt erwartet die Regierung, dass die Vereinigten Staaten den Zollsatz auf Biodiesel senken, der wegen angeblichem Dumping stark erhöht worden war und prohibitiv wirkte.
***
Das Parlament der Provinz Buenos Aires hat schließlich, mit großer Verspätung, die Reform des Gesetzes über Versicherung von Arbeitsunfällen und –krankheiten angenommen. Somit gilt das Gesetz jetzt in der Bundeshauptstadt, in der Provinz Buenos Aires, in Córdoba und in Mendoza, was über drei Viertel der Arbeitnehmer des Landes umfasst. Das Gesetz hat schon, dort wo es gilt, zu einer bedeutsamen Verringerung der Prozesse wegen Arbeitsunfällen oder -krankheiten geführt, was geringere Arbeitskosten mit sich bringt.
***
Das Projekt über Steuerreform der Regierung sieht auch die Schaffung eines Indexierungssystems vor. Alle festen Beträge, die Skala der Gewinnsteuer für natürliche Personen und auch die Bußen, sollen periodisch gemäss einem Index berichtigt werden, der UVT benannt wird (Unidad de Valor Tributario), der sich an die Entwicklung des Indices der Konsumentenpreise hält, wie es auch beim UVA-Index (Unidad de Valor Ajustable) der Fall ist, den die ZB festsetzt, und der für Hypothekarkredite u.a. Kredite und auch Depositen verwendet wird. Die Steuerindexierung mit dem UVT soll am 1. Januar 2019 beginnen. Das Steuersystem war schon 1976 ähnlich indexiert worden, was bis zur Einführung der Konvertibilität im April 1991 galt.
***
In 11 Monaten 2017 haben die an der Börse kotierten Unternehmen $ 241,48 Mio. auf dem Markt aufgenommen, zum größten Teil durch Ausgabe von Obligationen. Es waren 37% mehr als im Vorjahr.
***
In der Provinz Río Negro hat sich eine eigenartige Lage ergeben: während die Provinzregierung sich der Errichtung eines Kernkraftwerkes in der Provinz widersetzt hat, das Präsident Macri angekündigt hat, hat die Bevölkerung der Ortschaft Sierra Grande in einer Wahl der Errichtung eines Kernkraftwerks in diesem Ort mit 87% der Stimmen zugestimmt. Sierra Grande hat seine Existenz auf einem Bergwerk für die Ausbeutung von Eisenerz aufgebaut, das heute notleidend ist, und braucht dringend andere Tätigkeiten, um die Bevölkerung beschäftigen zu können.
***
In 9 Monaten 2017 wurden 162.375 Tonnen Hühnerfleisch exportiert, etwas weniger als die 164.968 Tonnen des Vorjahres. Dieses Jahr wurden zwei neue Märkte eröffnet, nämlich Mexiko und Kanada.
***
Nach zwei Jahren Stillstand sind letzte Woche die Arbeiten für den Bau der großen Wasserkraftwerke am Fluss Santa Cruz wieder aufgenommen worden, die wieder ihre ursprünglichen Bezeichnungen Barrancosa und Cóndor Cliff erhielten, nachdem sie unter den Kirchners in Jorge Cepernic und Néstor Kirchner umbenannt worden waren. Die Bauplätze und die Zelte für die Arbeiter (bis zu 5.000, wenn sich der Bau in vollem Gang befindet) sind schon fertig. Hier bietet sich eine gute Gelegenheit, um die Arbeiter des Kohlenbergwerkes Río Turbio zu beschäftigen und dieses Werk aufzugeben.
***
Die Rohstahlproduktion erreichte im November 2017 424.300 Tonnen, 18,1% über dem Vorjahr,aber 3% unter Oktober 2017, teilt die argentinische Stahlkammer mit. Die Produktion von warmgewalzten Produkten (Blechen, Bandeisen, Rundeisen) lag mit 44.400 Tonnen um 11,1% über dem Vorjahr.
***
Der Index der Grossistenpreise des INDEC verzeichnet im November eine Zunahme von 1,5%, und und in 11 Monaten 2017 eine von 17,7%.
***
Der Index der Baukosten des INDEC nahm im November um 0,6% zu, womit die Zunahme in 11 Monaten 2017 23,7% erreichte, und in 12 Monaten zum November 24,7%.
***
Das Provinzparlament von Entre Rios hat das provinzielle Gesetz vom Jahr 2007 außer Kraft gesetzt, das den Export von Holz nach Uruguay verbot. Dieses verfassungswidrige Gesetz hat die lokale Forstwirtschaft geschädigt, die behindert wurde, die großen Zellstoffwerke in Fray Bentos und Colonia zu beliefern. Die Provinz Entre Rios widmet der Forstwirtschaft ausgedehnte Gebiete, vor allem im Delta des Paraná.
***
Die starken Regenfälle der letzten Woche haben die Lage bei über 60% der mit Getreide und Ölsaat bebauten Fläche des Landes wesentlich verbessert, hat der Klimaexperte Eduardo Sierra hervorgehoben. Bei Sojabohne und Mais müssen noch 9,6 Mio. ha gesät werden, von denen 4 Mio. ha eine starke Dürre aufwiesen, die die Saat verhinderte. Der jüngste Regen bedeutet, dass die Ernte um 10 bis 20 Mio. Tonnen höher ausfallen dürfte, als es ohne dies gewesen wäre. Das sind Milliarden Dollar, die für den Export und die Konjunktur entscheidend sind.
***
Ab nächstem Jahr werden YPF und auch Edesur Strom für elektrische Automobile liefern. Das Regulierungsamt für Energie ENRE hat einen Beschluss in diesem Sinn gefasst. In der Praxis hat jedoch vorerst nur YPF die Möglichkeit, diesen Dienst zu liefern, weil es über die Tankstellen verfügt. Die Regierung rechnet für nächstes Jahr mit 6.000 elektrisch angetriebenen Automobilen.
***
Die Raten der Hypothekarkredite, die in der Stadt Buenos Aires für den Kauf von Eigenwohnungen gewährt wurden, müssen ab 1. Januar 2018 um 3% bis 4% verringert werden, erklärte der Schatzminister der Stadtverwaltung, Martín Mura. Dieser Rabatt beruht auf der Abschaffung der Bruttoumsatzsteuer, die diese Kredite gegenwärtig mit 1,5% belastet. Dies bezieht sich sowohl auf Kredite ohne Indexierung, wie auf solche, die mit dem UVA-Index berichtigt werden.
***
Die ZB hat den Zinssatz für kurzfristige Lebac-Wechsel bei der Ausschreibung vom Dienstag bei 28,75% beibehalten, aber die Frist von 35 auf 28 Tage verringert. Für längere Fristen wurden die Zinsen leicht gesenkt, auf 28,8% bei 63 und 91 Tagen, 28,75% bei 147 Tagen, 28,69% bei 210 Tagen und 28,70% bei 273 Tagen. Die ZB erhielt Offerten für $ 315,23 Mrd., von denen $ 304,28 Mrd. angenommen wurden. Da gleichzeitig Lebac für $ 422,45 Mrd. verfielen, nahm der Lebac-Bestand um $ 132,63 Mrd. ab. Die geringeren Offerten sind u.a. auf den Beschluss der Aufsichtsbehörde des Versicherungswesens zurückzuführen, der die Versicherungsgesellschaften zwingt, ihren Lebac-Bestand abzustoßen. Abgesehen davon, nimmt das Finanzministerium auch Mittel auf, und konkurriert dabei mit der ZB.
***
Die AFIP hat am Dienstag das steuerfreie Minimum bei der Gewinnsteuer, sowie den Sonderabzug und den Abzug für Familienlasten, für Arbeitnehmer ab 1.1.18 um 29% erhöht. Das steuerfreie Minimum wird somit für einen verheirateten Arbeitnehmer mit zwei Kindern bei $ 40.000 und bei einem ledigen bei $ 30.000 pro Monat liegen.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Das staatliche Erdölunternehmen von Venezuela, PDVSA, das die wesentliche Säule der Wirtschaft des Landes ist, ist eine Katastrophe, mit einer unter Chávez und Maduro stark gesunkenen Produktion, obwohl Venezuela mit Saudi Arabien die größten Erdölreserven der Welt hat, mit dem Vorteil, dass die Lager nicht tief liegen und ein großer Teil des Erdöls nach den USA geliefert wird, mit niedrigen Frachtkosten. Jetzt wurden in Andorra Bankkonten für insgesamt u$s 2 Mrd. von ehemaligen leitenden Beamten von PDVSA und Ministern aufgedeckt, wobei die Fonds über ein Netz von 37 Finanzgesellschaften von Panama überwiesen wurden. Die Mittel stammen aus Schmiergeldern und zeugen von einer gigantischen Korruption in PDVSA, weshalb Maduro schon mehrere leitende Beamte abgesetzt hat, und sich berühmt, eine weitgehende Säuberung zu vollziehen.
***
Der Präsident der brasilianischen ZB, Ilan Goldfajn, stellte eine weitere Senkung des Referenzzinssatzes für Februar 2018 in Aussicht, der schon schrittweise von 14,25% Ende 2016 auf jetzt 7% verringert wurde. Dies reimt sich mit sich mit der Senkung der Inflationsrate zusammen: der Index der Konsumentenpreise verzeichnete Ende 2016 eine 12-Monatszunahme von 10,7%, und jetzt sind es nur 2,8%, wobei für ganz 2017 unter 3% erwartet wird.
***
Geschäftsnachrichten
Loma Negra
Die Leitung dieser Firma, die mit einem Anteil von 45% führend bei der lokalen Zementproduktion ist, die von der Familie Fortabat aufgebaut und vor Jahren vom brasilianischen Konzern Camargo Correa übernommen wurde, hat eine Investition von u$s 350 Mio. angekündigt, um die Produktion der Fabrik in Olavarría, Provinz Buenos Aires, um 40% auf 2,7 Jato Zement zu erhöhen. Die Ankündigung erfolgte durch den lokalen Generaldirektor Sergio Faifman in Anwesenheit von Präsident Maurico Macri und der Gouverneurin María Eugenia Vidal.
Holcim Argentina
Der Präsident der lokalen Filiale dieser Schweizer Zementfirma, hat eine Investition von u$s 120 Mio. bekanntgegeben, die für die Erhöhung der Kapazität der Fabrik in Córdoba um 730.000 Jato bestimmt ist, so dass die Gesamtkapazität der lokalen Firma auf 5.5 Mio. Jato steigt.
Transmashholding (TMH)
Dieses russische Privatunternehmen hat eine Investition von u$s 200 Mio. für eine Periode von 5 Jahren angekündigt, um in Argentinien Eisenbahnmaterial zu erzeugen. Besonders will sich die Firma an der Erneuerung von Waggons beteiligen, die sie lokal erzeugen will, gab der Vizepräsident der Firma, Oleg Kruglyakov bekannt. Das Unternehmen wurde 2002 gegründet und hat Lokomotiven und Waggons für die transsiberianische Eisenbahn, sowie für die U-Bahn von Moskau erzeugt.
Consultatio
Dieses Immobilienunternehmen, das Eduardo Constantini kontrolliert, hat die Ausschreibung für das letzte Grundstück in der Gegend von Catalinas Norte, Bundeshauptstadt (nahe bei Retiro) gewonnen, für das sie u$s 50 Mio geboten hatte. Der Erlös soll für die Finanzierung der neuen Straße für Lastwagen dienen, die entlang Puerto Madero führt. Consultatio hat schon drei Hochhäuser in dieser Gegend gebaut.
Wirtschaftsübersicht
Pensionierungssystem: Änderungen und ein komplexes Problem
In einer von der Opposition durch viele lange Reden endlos verlängerten Sitzung hat die Deputiertenkammer schließlich in der Nacht vom Montag zum Dienstag das Gesetzesprojekt verabschiedet, das einige kleinere Reformen beim Pensionierungssystem verfügt, ohne es grundsätzlich zu ändern. Die Reform bezieht sich auf folgendes:
- Die Indexierungsformel der Pensionen, anderer Renten und auch der Kindergelder u.a. Subventionen, wird dahingehend geändert, dass sie nicht mehr je zur Hälfe gemäß der Entwicklung des Lohnindices und der Entwicklung der Einnahmen des Rentensystems zwei Mal im Jahr berichtigt werden, sondern zu 70% gemäß dem Index der Konsumentenpreise des INDEC und zu 30% gemäß dem RIPTE-Lohnindex des Arbeitsministeriums, aber alle drei Monate.
- Zu dieser Indexierung kommt noch eine Zunahme hinzu (die dann bei der parlamentarischen Diskussion nicht erklärt wurde), so dass das Ergebnis zu einer leichten realen Erhöhung führt.
- Die Arbeitnehmer erhalten die Option, erst mit 70 Jahren statt mit 65, bzw. 60 bei Frauen, in Pension zu gehen.
- Die Anfangspension wird bei 65 Jahren nicht mehr um 50% des Lohnes ausmachen, sondern unter 40%. Erst bei 70 Jahren wird der volle Koeffizient gezahlt.
- Ab Januar 2018 darf die Mindestpension für diejenigen, die 30 Jahre Beiträge ausweisen, nicht unter 82% des gesetzlichen Mindestlohnes betragen.
Was die Erhöhung des Pensionierunsalters betrifft, so bedeutet dies auch, dass der Arbeitgeber keine Zwangspensionierung des Arbeitnehmers vor seinem 70 Jahr verfügen kann. Das schützt viele Arbeitnehmer, die 65 Jahre erreicht haben und gut verdienen, aber nicht in Pension gehen wollen, weil sie voll arbeitsfähig sind und den Einkommensverlust nicht hinnehmen wollen, der bei Pensionierung eintritt. Diese Menschen haben jetzt die Wahl, mit 65 in Pension zu gehen und weiter zu arbeiten, mit einem neuen Lohn, oder bis zum siebzigsten Jahr zu warten. Bei dieser Erhöhung des Pensionierungsalters, die eigentlich nur eine Folge der erweiterten Lebenserwartung ist, wird darauf hingewiesen, dass dies die neuen Generationen benachteiligt, da weniger Arbeitsplätze frei werden. In der Praxis hat dies jedoch eine minimale Bedeutung. Die Förderung der Beschäftigung junger Menschen erfordert Änderungen bei der Arbeitsgesetzgebung, auf die wir an dieser Stelle mehrmals hingewiesen haben.
Hinzu kommt dann noch ein Sonderbonds, der per Dekret verfügt wurde. Dies war eine Konzession der Regierung, die von der Deputierten Elisa “Lilita” Carrió inspiriert war, um Deputierten eine Ausrede für ihre Zustimmung zur Reform zu geben, nachdem diese sie vorher abgelehnt hatten. Die einmalige Sondervergütung soll angeblich 10 Mio. Rentner umfassen, die die Mindestpension beziehen, plus andere Empfänger sozialer Subventionen. Diejenigen Rentner, die während 30 Jahren Beiträge gezahlt haben, erhalten $ 750, während die, die sich den Kirchner-Moratorien angeschlossen haben, nur $ 375 erhalten.
Zum ersten Mal wird jetzt eine Differenzierung zwischen den normalen Rentner und denjenigen gemacht, die sich den Moratorien angeschlossen haben. Das ist ein Fortschritt im Sinne der Gerechtigkeit, da diejenigen, die 30 und mehr Jahre ihre Beiträge gezahlt haben, auf alle Fälle besser behandelt werden sollten, als diejenigen, die die geschuldeten Beiträge in entwerteten Pesos und in Raten gezahlt haben, nachdem sie pensioniert wurden.
Der Vergleich des neuen und des alten Systems in Zahlen
Die Renten steigen mit dem neuen System weniger als beim alten, vornehmlich am Anfang, so dass die Staatskasse im Jahr 2018 um einen Betrag von $ 70 Mrd. bis $ 100 Mrd. entlastet wird (im Vergleich zum Ergebnis mit der alten Formel). Dies klingt jedoch wie eine Milchmädchenrechnung, da eine einigermaßen genaue Berechnung für 2018 vor der Inflation des Jahres u.a. Umständen abhängt, die vorläufig nicht bekannt sind.
Die Zeitung “La Nación” hat die Entwicklung der Mindestpensionen für das Jahr 2017, so wie sie effektiv zugenommen haben, mit dem Ergebnis gemäß der neuen Formel verglichen, und ist zum Ergebnis gelangt, dass sie bei denjenigen, die sich den Moratorien angeschlossen haben (weil sie keine Beiträge während 30 Jahren gezahlt hatten) von $ 5.661 im Januar nicht auf $ 6.395 im März und $ 7.246 im September gestiegen wäre, sondern auf $ 5.919 im März, $ 6.231 im Juni, $ 6.650 im September und $ 6.997 Ende Dezember. Bei denjenigen, die sich normal pensioniert haben, mit 65, bzw. 60 Jahren und 30 Jahren Beiträgen, hätte die Pension dann $ 6.395 im März, $ 7.246 im Juni und $ 7.246 im Dezember betragen. Die Differenz zwischen dem alten und dem neuen System wäre somit für diese Kategorie im Laufe des Jahres auf einen unbedeutenden Betrag von $ 19 geschrumpft. Aber auch bei bei denjenigen, die sich den Moratorien angeschlossen haben, liegt die Differenz schließlich bei $ 249, was auch nicht einen Betrag darstellt, der den Krawall in der Kammer und auf dem Kongressplatz rechtfertigt. Allerdings ist die Differenz, bezogen auf das ganze Jahr 2017, wesentlich höher, ändert prinzipiell jedoch wenig, und auch nur vorübergehend.
Die Indexierungsformel, die 2007 eingeführt wurde, hat keinen vernünftigen Sinn. Bei einem geschlossenen System, in dem die Beträge der arbeitenden Bevölkerung die Renten der passiven zahlen, sollte das System so gestaltet sein, dass stets ein Ausgleich angestrebt wird. Aber wenn die Hälfte der Mittel, die das Rentensystem beansprucht, durch Beteiligung am Erlös nationaler Steuern besteht, also im Grunde vom Schatzamt beigetragen wird, hat die Bezugnahme auf die Einnahmen keinen rationellen Sinn. So wie das System jetzt funktioniert, garantiert die Staatskasse die Zahlung der Renten, wie immer diese berechnet werden. Alles andere ist kreative Buchhaltung. Ein System wie dieses gibt es sonst auf der Welt nirgends.
Cristina K. konnte 2017 keine normale Indexierung einführen, weil der INDEC-Preisindex ab Anfang 2007 künstlich gedrückt wurde und eine unwirklich niedrige Zunahme ergab. Da die Regierung diesen Index selber nicht geglaubt hat, hat sie ihn bei den Rentnern auch nicht angewendet. Jetzt wird der Index korrekt berechnet, auch wenn man sich über technische Aspekte immer streiten kann. Und wenn jetzt 30% der Rentenindexierung auf den RIPTE-Lohnindex bezogen wird, so bedeutet das, dass die Rentner auch zum Teil von einer Erhöhung des Reallohnes profitieren, wie man sie langfristig erwarten kann. Abgesehen vom Ergebnis, das sich bei der neuen Indexierung ergibt, hat diese technisch gewiss eine viel solidere Grundlage als die alte.
Die Renten sind mit der bestehenden Indexierungsformel bisher über die Inflation hinaus gestiegen. In einzelnen Jahren stiegen sie weit über die Inflation, in anderen blieben sie zurück: aber per Saldo ergab sich eine Zunahme, die auf Grund privater Preisindices ab 2007 auf 24% berechnet wurde. Diese “Überindexierung” würde sich mit dem bestehenden System weiter fortsetzten, und das stellt eine Belastung dar, die die Staatsfinanzen einfach nicht tragen können.
Ohnehin muss man berücksichtigen, dass die Macri-Regierung die Beträge bezahlt hat und noch weiter zahlt, die sich als Differenz zwischen der richtig berechneten Rente und einem niedrigeren Betrag ergeben, der effektiv bezahlt wurde. Diese sogenannte “historische Wiedergutmachung” kostet auf alle Fälle mehr, als jetzt durch die neue Indexierungsformel gespart wird. Das bedeutet, dass Macri den Rentnern als soziale Gruppe schließlich mehr gibt.
Der Umfang des Rentensystems
Pensionen, Hinterbliebenenrenten, Gnadenrenten und Renten für Malwinenenkämpfer, die man alle als Renten einstuft, umfassen heute fast 8 Mio. Menschen, fast doppelt so viel wie 2007, und wenn man noch Empfänger von Kindergeldern u.a. sozialen Subventionen hinzufügt, deren Bezüge mit dem gleichen System indexiert werden, gelangt man auf 17,4 Mio. Menschen, was ca. 40% der Bevölkerung ausmacht. Die Sozialausgaben stellen insgesamt (also auch mit Erziehung, Gesundheit u.a. Ausgaben) mit einem Anteil von 76% an den laufenden Staatsausgaben bei weitem den größten Ausgabenposten dar. Im Haushaltsgesetz für 2018 stehen allein die Ausgaben für Renten mit $ 1,43 Bio. zu Buche, was 53,3% der gesamten laufenden Ausgaben ausmacht. Wenn die Regierung sich um eine Eindämmung der untragbar hohen Staatsausgaben bemüht, kann sie gewiss diesen Posten nicht bei Seite lassen.
Cristina Kirchner hat in ihrer Regierung dem traditionellen Pensionierungssystem eine allgemeine Altersversicherung hinzugefügt, was Macri dann vervollständigt hat. Das Konzept, dass alle alte Menschen eine Rente erhalten, ist in Ordnung, auch wenn sie bei denen, die nicht im normalen Pensionierungssystem eingeschlossen sind, nicht gleich der sein sollte, die diejenigen erhalten, die während 30 Jahren ihre Beiträge gezahlt haben. Die Begrenzung auf 80% der Mindestrente, die das Macri-Gesetz eingeführt hat, hätte schon bei den zwei Moratorien von Cristina K. eingeführt werden sollen. Aber man muss sich bei dieser konzeptuellen Umwandlung des Systems bewusst sein, dass dies eine hohe finanzielle Belastung für den Staat darstellt. Bis 2007 erhielten etwa 65% der Menschen in pensionsfähigem Alter eine Rente, während es heute über 97% sind.
Diese grundsätzliche Änderung des Systems war nicht umsonst: sie hat die Belastung der ANSeS-Finanzen um über 70% erhöht, und nicht verdoppelt, weil alle zusätzlichen Rentner die Mindestpension beziehen.
Diese Verallgemeinerung der Rentner führt dazu, dass keine Möglichkeit besteht, die Mindestrente real zu erhöhen. Gewiss kann eine Familie mit einer Mindestpension von $ 7.246, wie sie über zwei Drittel der Rentner beziehen, nicht auskommen. Das System geht eben davon aus, dass die Pensionäre auch andere Einkommensquellen haben, eventuell weiter voll oder begrenzt arbeiten, eine eigene Wohnung haben, oder bei ihren Kindern wohnen und auf die Enkel aufpassen, während deren Eltern arbeiten. 1994 wurde das System dahingehend geändert, dass Pensionären erlaubt wird, weiter im Abhängigkeitsverhältnis zu arbeiten, mit einem neuen Arbeitsvertrag, bei dem sie auch Soziallasten zahlen, ohne dass dies die Pension in Zukunft erhöht. Gewiss gibt es schließlich Fälle von Rentnern, bei denen all dies nicht zutrifft, die somit eine extreme Armut aufweisen, die sie eventuell zwingt, auf der Straße zu übernachten. Für diese Ausnahmefälle muss es eine spezielle Sozialpolitik geben. Das lässt sich gewiss finanzieren.
Die Zahl der Rentner steigt außerdem wegen der ständigen Zunahme der Lebenserwartung. Wenn die Bevölkerung allgemein im Durchschnitt 10% länger lebt, wie es etwa in den letzten zwei Jahrzehnten der Fall war, dann steigt die Zahl der Rentner um mindestens 20%. Diese Zunahme dauert an, und das bedeutet, dass die Staatsfinanzen in Zukunft noch mehr durch die Renten belastet werden.
Schlussfolgerungen
Die Politisierung der Diskussion über die Renten hat der Regierung geschadet. Dabei stellte sich sofort die Frage: Warum “immer” die Rentner? Die Regierung hätte die Reform des Pensionierungssystems in ein umfassendes Sanierungsprogramm einschließen sollen, das den Abbau sinnloser Staatsämter und überflüssiger Staatsangestellten, die Einfrierung freiwerdender Stellen bei der öffentlichen Verwaltung, die Aufgabe der U-Bahn unter der Sarmiento-Bahn und des Kohlenbergwerkes in Rio Turbio u.a Kürzungen der Staatsinvestitionen umfasst. Das hätte bestimmt den Protest gegen die Reform des Pensionierungswesens geschwächt, weil sich die Politiker mit den anderen Fällen befasst hätten. Zumindest sollte Präsident Macri dies jetzt nachholen. Wenn man einem Hund den Schwanz abschneidet, ist es besser, dies auf einmal zu tun und nicht in Stücken.
Es war nicht geschickt, die Rentenreform mit den höheren Zuwendungen an die Provinzen zu verbinden. Die Gouverneure haben sich gegenüber der Nationalregierung verpflichtet, unzählige Prozesse gegen den Nationalstaat einzustellen, und als Gegenleistung hat sich der Präsident verpflichtet, ihnen mehr Geld zu geben. Unterschwellig haben sich die Gouverneure verpflichtet, den Präsidenten bei den wichtigen Initiativen zu unterstützen, die er im Kongress einbringt, wie u.a. die der Reform des Pensionierungssystems. Das ist nicht das gleiche wie eine schlichte Verringerung der Pensionen, mit der Zuwendungen an die Gouverneure finanziert werden, wie es dargestellt wurde. Es geht nur darum, dass die Gouverneure bei der Politik der Bundesregierung eine Mitverantwortung übernehmen, denn schließlich sind die Provinzen ein Teil des Landes.
In diesem Zusammenhang wurde auch erwähnt, dass die Zahl der Beitragenden im Verhältnis zu der der Rentner von früher über vier zu eins, auf unter 1,5 zu eins gesunken ist. Das war bei der Einführung der allgemeinen Altersversicherung unvermeidlich, wobei sich schon vorher die Alterung der Bevölkerung in diesem Sinn ausgewirkt hatte.
Doch dabei wurde auch darauf hingewiesen, dass etwa ein Drittel der arbeitenden Bevölkerung keine Beiträge zahlt, was das Problem verschärft. Hier wird nie erwähnt, dass in sehr vielen Fällen ein Teil des Lohnes schwarz gezahlt wird, was die Statistik nicht erfasst, so dass das Problem noch schlimmer ist. Die Weißwaschung der Schwarzarbeit, die im Projekt über Steuerreform enthalten ist, das dem Parlament vorliegt, hat somit auch für das Pensionierungssystem eine besondere Bedeutung. Doch man soll nicht viel dabei erwarten, einmal weil dies mit geringeren Beiträgen verbunden ist, und dann weil der Übergang von schwarz auf weiß nur bei einem Teil der Schwarzarbeiter vollzogen wird.
Die Diskussion über das Rentensystem ist nicht beendet. An erster Stelle sollten jetzt die zahlreichen Sondersysteme untersucht und korrigiert werden, die für hohe Staatsbeamte, Senatoren und Deputierte, Richter, Lehrer, Diplomaten u.a. Gruppen gelten. Macri hat schon auf die ungerechtfertigten Privilegien der Justiz hingewiesen, wobei dann Einzelfälle an die Öffentlichkeit gelangten. Dass Mitglieder des Obersten Gerichtshofes eine Pension von über $ 300.000 pro Monat erhalten, erscheint gewiss als übertrieben. Ebenso ist aufgefallen, dass Cristina K. außer ihrer Pension noch die Hinterbliebenenrente ihres verstorbenen Gatten erhielt. Bei diesen Renten sollten die Bezieher hoher Renten ausgeschlossen sein, da der gleichzeitige Bezug einer Pension und einer Hinterbliebenenrente sich nur bei Familien mit niedrigem Einkommen rechtfertigt.